
GEMEINDE LENGENWANG LANDKREIS OSTALLGÄU 

AUßENBEREICHSSATZUNG 
gemäß § 35 Abs. 6 BauGB 

der Gemeinde Langenwang 
für den Gemeindeteil „Bichels" 

Vom 2 o. FEB. 2007 

Aufgrund Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) i. d. F. der Bekannt­
machung vom 22. August 1998 (GVBI. S. 796), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24.12 2005 (GVBI. S. 665) in Verbindung mit§ 35 Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Be­
kanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. 1 S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 11. September 2006 (BGBI. 1 S. 2099), dem Gesetz über die Umweltver­
träglichkeitsprüfung (UVPG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 25. Juni 2004 (BGBI. 1 S. 
17 46), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 24. Juni 2005 (BGBI. 1 S. 2797), der Bayeri­
schen Bauordnung (BayBO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 04. August 1997 (GVBI. S. 
433, ber. 1998 S. 270), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. März 2006 (GVBI. S. 120) 
und dem Bayerischen Naturschutzgesetz (BayNatSchG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 
23. Dezember 2005 (GVBI. S.2) erlässt die Gemeinde Lengenwang folgende Außenbe­
reichssatzung: 

§1 
Räumlicher Geltungsbereich 

Die Außenbereichssatzung für den Gemeindeteil „Bichels" der Gemeinde Lengenwang umfasst die 
Grundstücke mit den FI.-Nrn. 2268, 2271, 2275, 2275/3, 2275/4 und 2275/5 sowie Teilflächen aus 
den FI.-Nrn. 2266, 2273, 2307/1 (Bicheler Straße) 2312/2 (Weg), 2329, 2344, 2360/2 (Viehweid­
gasse) und 2376 der Gemarkung Lengenwang im Gemeindeteil „Bichels". Maßgebend ist die Ab­
grenzung durch den Geltungsbereich im Lageplan des zeichnerischen Teiles im Maßstab 1 :1000. 

§2 
Bestandteile der Satzung 

Die Außenbereichssatzung besteht aus dem von der Kreisplanungsstelle beim Landratsamt 
Ostallgäu ausgearbeiteten zeichnerischen Teil in der Fassung vom 06.02.2007 und den 
nachfolgenden Bestimmungen. Der Außenbereichssatzung ist eine Begründung in der Fas­
sung vom 06.02.2007 beigefügt. 

§3 
Planungsrechtliche Zulässigkeit 

Innerhalb des in § 1 festgelegten räumlichen Geltungsbereiches richtet sich die planungs­
rechtliche Zulässigkeit von Vorhaben (§ 29 BauGB) nach § 35 Abs. 6 BauGB. Sobald für den 
nach § 1 festgelegten Geltungsbereich ein rechtsverbindlicher Bebauungsplan vorliegt oder 
nach Inkrafttreten dieser Satzung bekanntgemacht wird, richtet sich die planungsrechtliche 
Zulässigkeit von Vorhaben nach§ 30 BauGB. 
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§4 
Planungsrechtliche Festsetzungen 

Auf den einbezogenen Flächen sind Wohngebäude mit fremdenverkehrlichen Nutzungen, 
landwirtschaftliche Nutzungen sowie kleinere nicht störende Handwerks- und Gewerbebe­
triebe zulässig. Pro Wohngebäude sind jedoch nur max. 2 Wohnungen zulässig. Die frem­
denverkehrliche Nutzung wird auf zusätzlich max. 2 Ferienwohnungen beschränkt wobei 
sichergestellt sein muss, dass eine Vermietung auf Dauer an einen wechselnden Personen­
kreis erfolgt. Bei Nutzungsänderungen ehemaliger landwirtschaftlicher Hofstellen gemäß 
§ 35 Abs. 4 Nr. 1 BauGB sind max. 4 Wohnungen in Wohngebäuden auf der Ursprungspar­
zelle zulässig. 
Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch die durch Baugrenzen festgesetzten 
überbaubaren Flächen und durch die Anzahl der zulässigen Geschosse. 
Es sind nur Einzelhäuser in offener Bauweise zulässig. 
Garagen, überdachte Stellplätze und Nebengebäude sind möglichst in das Hauptgebäude zu 
integrieren oder anzubauen; sie können dabei auch außerhalb der überbaubaren Flächen 
errichtet werden. 
Unverschmutztes Oberflächenwasser ist auf dem Grundstück zu versickern. Soweit dies 
aufgrund der geologischen Untergrundverhältnisse nicht möglich ist, soll das Oberflächen­
wasser in einer Zisterne mit angeschlossenem Sickerschacht aufgefangen werden. Der Si­
ckerschacht kann mit einem Notüberlauf an die gemeindliche Mischkanalisation angeschlos­
sen werden. 
Bei Einmündungen sind innerhalb der Sichtdreiecke Sichtbehinderungen aller Art über 0,80 m 
Höhe über OK Straße unzulässig. 
Bestehende Freileitungen und Gebäude haben Bestandsschutz. 

§5 
Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

Es sind nur Satteldächer mit 30° - 35° Dachneigung zulässig. 
Es sind max. 2 Vollgeschosse zulässig. Der Kniestock über dem 2. Vollgeschoss darf max. 
0,30 m betragen. Soweit das 2. Vollgeschoss im Dach liegt ist ein Kniestock mit 1,60 m zu­
lässig. Die max. Firsthöhe wird auf 11,00 m beschränkt. Die Firsthöhe berechnet sich aus 
der im Einvernehmen mit der Gemeinde festgelegten fertigen EG-Fußbodenhöhe. Hierzu 
sind mit den Baugesuchsunterlagen Geländeschnitte vorzulegen. 
Der Anteil von versiegelten Flächen ist möglichst gering zu halten. 

§6 
In-Kraft-Treten 

Die Außenbereichssatzung „Bichels" der Gemeinde Lengenwang tritt mit der ortsüblichen 
Bekanntmachung in Kraft. 

Lengenwang, 10. FES. ZOO? 
GEMEINDE LENGENWANG 

Fischer, Erster Bürgermeister 
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